
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Sichert, Uwe Witt und der 
Fraktion der AfD
– Drucksache 19/27059 –

Kurzarbeit im Gesundheitswesen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Deutsche Kliniken wurden im Frühjahr 2020 vom Bundesministerium für Ge-
sundheit aufgefordert, u. a. die Kapazitäten für Intensivmedizin hochzufahren 
und Operationen zu verschieben, um die Bettenkapazität freizuhalten (https://
www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/2020/1-qua
rtal/corona-gesetzespaket-im-bundesrat.html). Pro neu aufgestelltem Intensiv-
bett gab es unbürokratisch und schnell 50 000 Euro. Das hatte zur Folge, dass, 
während im April 2020 22 000 Intensivbetten gemeldet waren, es ab Mai 2020 
um die 32 000 Betten waren (https://www.intensivregister.de/#/aktuelle-lage/z
eitreihen). Rund 626 Mio. Euro wurden seit April 2020 für neue Intensivbet-
ten ausgegeben – finanziert aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds 
(https://www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/202
0/1-quartal/corona-gesetzespaket-im-bundesrat.html). Das Problem: Viele der 
Betten waren zwar theoretisch verfügbar, konnten aber aufgrund des fehlen-
den Pflegepersonals de facto nicht bepflegt werden (https://www.daserste.de/i
nformation/wirtschaft-boerse/plusminus/sendung/swr/coronahilfen-krankenha
euser-100.html). Gleichzeitig kam es aufgrund der Operationsverschiebungen 
und der allgemeinen Lockdown-Politik zu Kurzarbeit in den deutschen Klini-
ken in beträchtlicher Höhe (https://www.tagesschau.de/wirtschaft/kurzarbeit-k
liniken-101.html). So haben allein in den Monaten März bis Mai 2020 bundes-
weit gut 1 200 Krankenhäuser und knapp 48 300 Arztpraxen Kurzarbeit für 
insgesamt rund 410 000 Beschäftigte angemeldet. Laut der monatlichen Zah-
len der Bundesagentur für Arbeit zum Kurzarbeitergeld (mit den letztverfüg-
baren Zahlen vom Januar 2021; https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/
Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=20726&topic_f=kurzarbeit) 
gab es im Gesamtjahr 2020 101 133 Anzeigen und 930 299 Personen (nach 
§ 96 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III)), die Kurzarbeit beantragt 
haben und die im Gesundheits- und Sozialwesen tätig sind.
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1. Wie hoch war die Anzahl der betroffenen Personen in der wirtschaftlichen 
Gliederung der Kategorie Q „Gesundheits- und Sozialwesen“ (WZ-08), 
für die in den jeweiligen Monaten im Jahr 2020 für folgende sogenannte 
geregelte Berufe im Gesundheitswesen, Anästhesietechnischer Assistent, 
Altenpfleger, Apotheker, Arzt, Diätassistent, Ergotherapeut, Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfleger, Gesundheits- und Krankenpfleger, Intensiv-
pfleger bzw. Fachkrankenpfleger, Hebamme, Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut, Logopäde, Masseur und medizinischer Bademeister, 
medizinisch-technischer Assistent für Funktionsdiagnostik, medizinisch-
technischer Laboratoriumsassistent, medizinisch-technischer Radiologie-
assistent, Notfallsanitäter, Operationstechnischer Assistent, Orthoptist, 
Pflegefachmann, pharmazeutisch-technischer Assistent, Physiotherapeut, 
Podologe, Psychotherapeut, Psychologischer Psychotherapeut, Rettungs-
assistent, Zahnarzt, Kurzarbeitergeld (nach § 96 SGB III) angezeigt wor-
den ist (bitte die Angaben in einer Tabelle pro Monat und nach Bundeslän-
dern aufgliedern)?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) gab es im Jahr 
2020 rund 89 000 Anzeigen für rund 658 000 Personen über beabsichtigte kon-
junkturelle Kurzarbeit in der Wirtschaftsabteilung 86 „Gesundheitswesen“ der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008). Weitere Ergebnisse nach 
Bundesländern können der Veröffentlichung „Angezeigte Kurzarbeit (§ 96 
SGB III) – wirtschaftsfachliche Gliederung (Monatszahlen)“ entnommen wer-
den. Diese kann unter folgendem Link abgerufen werden: http://bpaq.de/bmas-
a38. Eine berufsfachliche Gliederung kann nicht vorgenommen werden.

2. Wie viele Arbeitnehmer der in Frage 1 aufgegliederten Berufsgruppen ha-
ben im Jahr 2020 ergänzende Zahlungen von der Bundesagentur für Arbeit 
beantragt (sogenannte Ergänzer oder erwerbstätige erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte; bitte die Angaben in einer Tabelle pro Monat und nach 
Bundesländern aufgliedern sowie die monatliche Gesamtsumme der aus-
gezahlten Beträge angeben)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Juli 2020 rund 56 200 abhängig 
beschäftigte erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB), die eine Tätigkeit des 
Berufssegmentes S22 „Medizinische und nicht-medizinische Gesundheitsbe-
rufe“ ausübten, darunter rund 46 600 sozialversicherungspflichtig beschäftigte 
ELB. Weitere Ergebnisse differenziert nach Bundesländern können der Tabel-
le 1 im Anhang entnommen werden.
Das Berufssegment S22 „Medizinische und nicht-medizinische Gesundheitsbe-
rufe“ umfasst die Berufshauptgruppen 81 „Medizinische Gesundheitsberufe“ 
und 82 „Nichtmedizinische Gesundheits-, Körperpflege- und Wellnessberufe, 
Medizintechnik“ der Klassifikation der Berufe (KldB 2010). Eine tiefer diffe-
renzierte berufsfachliche Gliederung liegt nicht vor. Aktuelle Daten stehen bis 
zum Berichtsmonat Juli 2020 zur Verfügung.
Ergebnisse zu Zahlungsansprüchen von Regelleistungsbedarfsgemeinschaften 
liegen für das Jahr 2020 noch nicht vor.

3. Wie viele Arbeitnehmer der in Frage 1 aufgegliederten Berufsgruppen ha-
ben im Jahr 2020 ihren Job verloren, bzw. wie viele haben Arbeitslosen-
geld I beantragt (bitte die Angaben in einer Tabelle pro Monat und nach 
Bundesländern aufgliedern sowie die monatliche Gesamtsumme der aus-
gezahlten Beträge angeben)?

Angaben der Statistik der BA zum Zugang in Arbeitslosigkeit aus Beschäfti-
gung am ersten Arbeitsmarkt können der Tabelle 2 im Anhang entnommen 

Drucksache 19/27560 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



werden. Betreffend die berufsfachliche Gliederung wird auf die Antwort zu 
Frage 2 verwiesen.
Eine Differenzierung der Arbeitslosengeldstatistik nach berufsfachlicher Glie-
derung ist nicht möglich.

4. Wie viele Kurzarbeitanzeigen sowie angemeldete Zahlen der Personen gab 
es bei

a) Krankenhäusern und Universitätskliniken,

b) Arztpraxen,

c) Rehabilitationseinrichtungen,

d) Pflegeeinrichtungen,

e) Einrichtungen, die der medizinischen Versorgung im weitesten Sinne 
dienen, wie zum Beispiel Labore, Physiopraxen u. a.

(bitte die Monatszahlen pro Einrichtung sowie pro Bundesland in einer Ta-
belle aufgliedern)?

Die Beantwortung wird basierend auf den Wirtschaftsgruppen 861 „Kranken-
häuser“ (a und c), 862 „Arzt- und Zahnarztpraxen“ (b), 871 „Pflegeheime“ (d) 
und 869 „Gesundheitswesen anderweitig nicht genannt“ (e) der WZ 2008 vor-
genommen.
Angaben der Statistik der BA zu Anzeigen und zu Personen in Anzeigen über 
beabsichtigte konjunkturelle Kurzarbeit differenziert nach den genannten Wirt-
schaftsgruppen können der Tabelle 3 im Anhang entnommen werden.

5. Wie viele

a) Krankenhäuser und Universitätskliniken,

Eine länderbezogene Übersicht über die vom Bundesamt für Soziale Sicherung 
(BAS) an die Länder ausgezahlten Beträge für Ausgleichszahlungen an Kran-
kenhäuser nach § 21 Absatz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) 
sowie der Beträge zur Förderung der Schaffung neuer intensivmedizinischer 
Behandlungskapazitäten nach § 21 Absatz 5 KHG im Zeitraum von 16. März 
bis 30. September 2020 ist auf der Internetseite des BAS unter dem Thema 
„Zahlungen aufgrund der COVID-19-Pandemie“ verfügbar (https://www.bunde
samtsozialesicherung.de). Eine Aufgliederung dieser Auszahlungsbeträge je 
Monat liegt der Bundesregierung nicht vor, ebenso ist eine Aufgliederung nach 
Trägern nicht möglich. Die von den Ländern übermittelten Aufstellungen über 
die an die Krankenhäuser geleisteten Zahlungen sind aufgrund unterschiedli-
cher Datenstände und noch nicht abgeschlossener Verfahren nur vorläufig und 
enthalten daher noch keine aussagekräftigen Angaben zur Höhe der endgültig 
ausgezahlten Mittel.

b) Arztpraxen,

Daten liegen der Bundesregierung diesbezüglich nicht vor, da die konkrete 
Ausgestaltung der regionalen Selbstverwaltung obliegt.

c) Rehabilitationseinrichtungen,

Hierzu liegen der Bundesregierung noch keine Daten vor, da der Bericht nach 
§ 111d Absatz 7 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) dem Bundes-
ministerium für Gesundheit noch nicht vorgelegt wurde.
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d) Pflegeeinrichtungen,

Die Daten zu den gezahlten Erstattungen zum letzten vorliegenden Stichtag 
(31. Januar 2021) des Pflege-Rettungsschirms nach § 150 Absatz 2 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) können der Tabelle 4 im Anhang entnom-
men werden:
Eine Darstellung nach Trägern ist nicht möglich, da dieses Merkmal im Rah-
men der Kostenerstattung nicht erfasst wird. Eine trennscharfe Abgrenzung 
nach Monaten ist aufgrund von teilweise vorkommenden nachträglichen Kor-
rekturen einzelner Positionen nicht möglich. Die Anzahl der Anträge und die 
Art der Finanzhilfe (Erstattung von Mindereinnahmen oder Mehraufwendun-
gen sowie die Summe der Kostenerstattung) werden daher hier kumuliert seit 
Beginn der Pandemie-Maßnahmen dargestellt.

e) Einrichtungen, die der medizinischen Versorgung im weitesten Sinne 
dienen, wie zum Beispiel Labore, Physiopraxen u. a.,

haben nach dem Krankenhausentlastungsgesetz einen sogenannten 
COVID-19-bedingten finanziellen Ausgleich beantragt (bitte die Mo-
natszahlen nach Art der Finanzhilfe, Höhe der jeweils gezahlten Hil-
fen, nach Trägern sowie nach Bundesländern in einer Tabelle aufglie-
dern)?

Das COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz sieht Ausgleichszahlungen für 
Krankenhäuser, Vertragsärztinnen und Vertragsärzte, Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen sowie im Bereich der Pflege vor. Für Ausgleichszahlungen 
und Liquiditätshilfen in weiteren Leistungsbereichen gelten andere Rechts-
grundlagen. So werden pandemiebedingte Umsatzeinbußen im Bereich der 
Heilmittelversorgung auf Grundlage der COVID-19-Versorgungsstrukturen-
Schutzverordnung (COVID-19-VSt-SchutzV) ausgeglichen. Zugelassene Leis-
tungserbringer der Physiotherapie, der Ergotherapie, der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie sowie der Podologie und der Ernährungstherapie konnten für 
den Zeitraum vom 1. April 2020 bis zum 30. Juni 2020 eine einmalige nicht 
rückzahlbare Ausgleichszahlung in Höhe von 40 Prozent des im vierten Quar-
tals 2019 mit der gesetzlichen Krankenversicherung abgerechneten Vergütungs-
volumens erhalten. Die Ausgleichszahlungen werden aus Mitteln der Liquidi-
tätsreserve des Gesundheitsfonds finanziert. Bisher (Stichtag: 8. Februar 2021) 
wurden vom BAS insgesamt 814 Mio. Euro an die von den Arbeitsgemein-
schaften Heilmittelzulassung benannten Krankenkassen ausgezahlt, die die 
Weiterleitung der Mittel an die Leistungserbringer übernehmen. Daten zur Auf-
teilung der geleisteten Ausgleichszahlungen nach Bundesländern liegen der 
Bundesregierung nicht vor.
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